
Schmid, Günther

Book Part
Vollbeschäftigung in der integrierten sozialen Marktwirtschaft:
Prämissen staatlicher Arbeitsbeschaffungs- und -förderungspolitik im
internationalen Vergleich

Provided in Cooperation with:
WZB Berlin Social Science Center

Suggested Citation: Schmid, Günther (1990) : Vollbeschäftigung in der integrierten sozialen
Marktwirtschaft: Prämissen staatlicher Arbeitsbeschaffungs- und -förderungspolitik im
internationalen Vergleich, In: Arbeitslosigkeit ist vermeidbar - Wege aus der Arbeitslosigkeit:
ein Symposium der Bertelsmann Stiftung am 11. und 12. Dezember 1989 in Gütersloh, ISBN
3-89204-033-8, Verlag Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, pp. 71-106

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/122582

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/122582
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


 

WZB-Open Access Digitalisate 

WZB-Open Access digital copies 

 
Das nachfolgende Dokument wurde zum Zweck der kostenfreien Onlinebereitstellung 
digitalisiert am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH (WZB). 
Das WZB verfügt über die entsprechenden Nutzungsrechte. Sollten Sie sich durch die 
Onlineveröffentlichung des Dokuments wider Erwarten dennoch in Ihren Rechten 
verletzt sehen, kontaktieren Sie bitte das WZB postalisch oder per E-Mail:  
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH 
Bibliothek und wissenschaftliche Information 
Reichpietschufer 50 
D-10785 Berlin 
E-Mail: bibliothek@wzb.eu 

 
The following document was digitized at the Berlin Social Science Center (WZB) in 
order to make it publicly available online. 
The WZB has the corresponding rights of use. If, against all possibility, you consider 
your rights to be violated by the online publication of this document, please contact 
the WZB by sending a letter or an e-mail to: 
Berlin Social Science Center (WZB) 
Library and Scientific Information 
Reichpietschufer 50 
D-10785 Berlin 
e-mail: bibliothek@wzb.eu
 
 
 
 
 
Digitalisierung und Bereitstellung dieser Publikation erfolgten im Rahmen des Retrodigitalisierungs-
projektes OOA 1000+. Weitere Informationen zum Projekt und eine Liste der ca. 1 500 digitalisierten Texte 
sind unter http://www.wzb.eu/de/bibliothek/serviceangebote/open-access/oa-1000 verfügbar. 
 
This text was digitizing and published online as part of the digitizing-project OOA 1000+.  
More about the project as well as a list of all the digitized documents (ca. 1 500) can be found at 
http://www.wzb.eu/en/library/services/open-access/oa-1000. 
 



Vollbeschäftigung in der integrierten 
Sozialen Marktwirtschaft
Prämissen staatlicher Arbeitsbeschaffungs- und -förderungspolitik 
im internationalen Vergleich*________________________________
Dr. Günther Schmid

1. Arbeitslosigkeit -  ein altbackenes Rezept für Flexibilität

Arbeitslosigkeit ist vermeidbar. Gewiß. Aber sie ist offenbar auch er­
leidbar geworden, ohne Regierungen und politische Institutionen in 
Legitimationskrisen zu stürzen. Vergleichende Analysen der nationa­
len Wahlen in westlichen Industrieländern von 1974 bis 1985 zeigen: 
Regierungsparteien haben gute Chancen, ihre Macht trotz Massenar­
beitslosigkeit zu erhalten (Schmidt 1989: S. 72). Im kapitalistischen 
»Modellstaat« USA reagiert die Börse zur Zeit sogar positiv auf Mel­
dungen steigender Arbeitslosenzahlen. Im »realen Sozialismus« 
wird neuerdings das hohe Maß an versteckter Arbeitslosigkeit zuge­
geben und mit der »Produktivkraft« der Mobilitäts-Arbeitslosigkeit 
geliebäugelt. Das Prinzip der Festanstellung verliert auch hier an 
Überzeugungskraft, und Systeme der Arbeitslosenversicherung, der 
Arbeitsvermittlung und der Arbeitsförderung werden -  wenn auch 
noch zögerlich -  eingerichtet.

Was uns jedoch in erster Linie umtreibt, ist die hohe Zahl von 
Langzeitarbeitslosen. Eine Gesellschaft, die sich als humane und zi­
vilisierte bezeichnen möchte, darf nicht tolerieren, daß arbeitsfähige 
und -willige Bürger und Bürgerinnen nicht in der Lage sind, ihren 
eigenen Lebensunterhalt zu verdienen. Wachrütteln sollte z.B. der 
Beschäftigungsbericht der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften (1989: S. 118ff.): War früher das Alter noch Hauptursache 
von Armut, ist es heute die Arbeitslosigkeit, und seit 1975 ist die Ar­
mutsbevölkerung in Europa gestiegen. Nicht tolerierbar sind auch 
die seelischen und gesundheitlichen Belastungen, die aus dem län-

* Teilnehmern des Symposiums »Arbeitslosigkeit ist vermeidbar -  Wege aus der Arbeitslo­
sigkeit« danke ich für anregende Diskussionsbeiträge, die ich -  soweit es mir möglich war 
-  in die Überarbeitung meines Vortrages aufgenommen habe. Für technische Unterstüt­
zung danke ich Lothar Linke (Schaubilder und Tabellen 1,2 und 5) und Hannelore Minz- 
laff (Textverarbeitung).
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gerfristigen Ausschluß aus einem zentralen Teil gemeinschaftlichen 
Lebens folgen. Im internationalen Vergleich nimmt die Bundesrepu­
blik hierbei keinen glanzvollen Platz ein (vgl. Tabellen 1.1 und 1.2 so­
wie Schaubild 1).

Aber auch kurzzeitige Arbeitslosigkeit ist nicht unproblematisch. 
Sie kann -  wie eine Infektionskrankheit -  anstecken und sich zu ei­
nem Flächenbrand ausdehnen. Im Gegensatz zu überstandenen Ma­
sern macht Arbeitslosigkeit nicht immun, sondern erhöht im allge­
meinen das Risiko weiterer Phasen von Arbeitslosigkeit (Büchte- 
mann, Brasche 1985: S. 25 f.; Karr, John 1989 und Andreß 1989 für 
die Bundesrepublik;Creedy, Disney 1981 und Ellwood 1982für Groß­
britannien; Parnes 1982 für USA). Darüber hinaus wirkt die ständige 
Drohung von Arbeitslosigkeit nicht gerade arbeitsmotivierend. 
Wenn aber Flexibilität -  und davon gehe ich aus -  notwendig ist, 
welche funktionalen Äquivalente könnten bei intelligenterer Organi­
sation unserer Wirtschaft an die Stelle von Arbeitslosigkeit treten?

Selbst wenn Arbeitslosigkeit für viele -  insbesondere Politiker -  ih­
ren gespenstigen Charakter verloren haben sollte, um ein altbackenes 
Mittel der Anpassung an technischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel handelt es sich allemal. In den Jahren 1981 bis 1988 hat die 

/Bundesanstalt für Arbeit (BA) 262 Milliarden DM ausgegeben. 
Knapp zwei Fünftel dieses Betrages (103 Mrd. DM) konnten im Rah­
men der »aktiven Arbeitsmarktpolitik« vergeben werden -  für beruf­
liche Bildung, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Kurzarbeitergeld, 
zur Sicherung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft, 
zur Förderung der Arbeitsaufnahme, zur beruflichen Rehabilitation 
Behinderter und zur Förderung des Vorruhestandes. Fast die Hälfte 
(124 Mrd. DM) wurde dagegen für Arbeitslosengeld und Arbeitslo­
senhilfe gezahlt (Reissert 1990). Ein Großteil dieses Geldes hätte so­
zial sinnvoller und wirtschaftlich wirkungsvoller eingesetzt werden 
können.

Schweden scheint ein weitgehend gelungenes Beispiel zu sein, wie 
Arbeit oder Qualifizierung anstelle von Arbeitslosigkeit finanziert 
wird. Das Arbeitsmarktbudget in Schweden ist kaum größer als das 
der Bundesrepublik (Schaubild 2); die Mittel fließen jedoch in weit 
stärkerem Maße in Arbeitsbeschaffung und -förderung, ohne an 
Wirksamkeit stark eingebüßt zu haben (Björklund 1989; Johannes- 
son 1989; Meidner 1987; Schmid 1982; Schmid 1989). Hätte die Bun­
desrepublik denselben »Aktivitätsgrad« (Ausgaben für aktive Ar­
beitsmarktpolitik in Prozent der Gesamtausgaben) wie Schweden, 
hätte sie in den Jahren 1981 bis 1989 statt 103 Mrd. knapp 200 Mrd. 
DM für Arbeitsbeschaffung und -förderung ausgegeben; statt 17,5 
Mrd. DM wären im Jahre 1988 30,5 Mrd. DM für aktive Arbeits-
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marktpolitik ausgegeben und die Ausgaben für Lohnersatzleistungen 
(18 Mrd.) entsprechend entlastet worden. Welches sind jedoch die 
Bedingungen für eine freiheitliche und kostenneutrale (vielleicht so­
gar effizientere) »Aktivierung« der Arbeitsmarktpolitik?

Die Aktivierung der Arbeitsmarktpolitik erscheint auch aus ande­
rer Perspektive sinnvoll. Die mit Staatsschulden finanzierten Kon­
junkturprogramme der 70er Jahre und die Deregulierung des Ar­
beitsmarktes in den 80er Jahren mögen vielleicht in Einzelheiten 
überzeugt haben, eine erfolgreiche Gesamtstrategie bieten sie zwei­
fellos nicht. Für die Bundesrepublik läßt sich hinzufügen, daß die oft 
behauptete regulative Einschnürung des Arbeitsmarktes im inter­
national vergleichenden Maßstab pauschal nicht zutreffend ist 
(u.a. Auer/Büchtemann 1989; Flanagan 1987; Franz 1989; Piore 
1986), und die Wirksamkeit des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
(BeschFG 1985) lag weit unter den positiven Erwartungen und nega­
tiven Befürchtungen (Büchtemann 1989).

Darüber hinaus haben sich die Rahmenbedingungen der Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitik nachhaltig geändert und sind wei­
terhin im Fluß. Stichworte müssen hier genügen: die Globalisierung 
des Arbeitsmarktes durch die Vollendung des EG-Binnenmarktes 
und die Öffnung der Grenzen durch »Perestroika«; die sich be­
schleunigende Diffusion neuer Techniken (insbesondere Informa­
tions- und Kommunikationstechnologien); die wachsende Bedeu­
tung des Qualitäts- gegenüber dem Preiswettbewerb; die steigende 
Erwerbsbeteilung von Frauen als Folge tiefgreifenden sozialen Wan­
dels; die Überalterung der Erwerbsbevölkerung aufgrund des vor­
ausgegangenen Geburtenrückgangs.

Eine Politik gegen die Arbeitslosigkeit muß sich aber auch an neue 
Zusammenhänge gewöhnen, die den alten Lehrbüchern nicht mehr 
ganz entsprechen: Wirtschaftswachstum und Beschäftigung waren 
international zeitweise nicht mehr synchron miteinander verbunden; 
erst kräftigere Wachstumsschübe im jüngsten Aufschwung haben 
sich in der Mehrzahl der Länder wieder unmittelbarer auf das Be­
schäftigungsniveau ausgewirkt (vgl. die Zusammenhangsmaße in Ta­
belle 2). Die Geldwertstabilität zeigt im internationalen Vergleich 
keinen -  aus keynesianischer Sicht zu erwartenden -  (positiven) Zu­
sammenhang mit dem Wachstum und keinen (negativen) Zusammen­
hang mit der Arbeitslosigkeit. Etwas weniger Arbeitslosigkeit durch 
eine Politik des leichten Geldes oder umgekehrt etwas mehr Geld­
wertstabilität durch mehr Arbeitslosigkeit (was von der sog. »Phil­
lips-Kurve« nahegelegt wird) scheint aus internationaler Perspektive 
keine Option mehr zu sein. Noch gravierender ist die Null-Korrela­
tion zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit: Hohes Beschäfti-
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gungswachstum ist nicht gleichbedeutend mit niedriger Arbeitslosig­
keit; Beschäftigungspolitik ersetzt nicht (mehr) Arbeitsmarktpolitik.

Welche Prämissen resultieren aus dieser Lage für eine erfolgreiche 
Politik gegen sozial unzumutbare und ineffiziente Arbeitslosigkeit? 
Was tritt an die Stelle von Mauern, Stacheldraht und Zollschranken? 
Sind die Institutionen unseres Arbeitsmarktes den neu entstehenden 
Kräftefeldern noch gewachsen? Wie sehen die Spielregeln einer in­
telligenten und zivilisierten Gesellschaft ohne Grenzen aus?

In erster Annäherung an diese Fragen wende ich mich zunächst 
den grundsätzlichen Optionen der Politik im Umgang mit der Ar­
beitslosigkeit zu. Am Ende dieser Betrachtung steht die unerfreuliche 
Feststellung, daß die bundesdeutsche Arbeitsmarktpolitik sich de 
facto von ihrer ursprünglichen Verpflichtung zu einer integrierten so­
zialen Marktwirtschaft abgewandt hat und derzeit zwischen verschie­
denen ordnungspolitischen Strategien hin und her driftet (Kapitel 2). 
Im Anschluß daran erfolgt eine kurze Bewertung des bisher einge­
setzten Instrumentariums staatlicher Arbeitsbeschaffungs- und Ar­
beitsförderungspolitik im einzelnen (Kapitel 3). Daran knüpfen 
Überlegungen, welche Voraussetzungen zu schaffen sind, um unter 
den veränderten wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen 
der 90er Jahre das ursprüngliche Ziel eines sowohl effizienten als 
auch sozial integrierten -  und nicht segmentierten -  Arbeitsmarktes 
zu verwirklichen (Kapitel 4).

2. Der Weg zur wohifahrtstaatlichen Befriedung der Arbeitslosigkeit

Im Rahmen einer pluralistischen Konkurrenzdemokratie lassen sich 
vier grundsätzliche Strategien staatlicher Arbeitsmarktpolitik unter­
scheiden (ähnlich Berger, Offe 1984; Rürup, Sesselmeier 1989):

Schaubild 3: Strategien staatlicher Arbeitsmarktpolitik

POLITISCHE ARBEITSMARKTSTRATEGIE
STRATEGIE

Segmentation Integration

(1) (2)
Individuelle marktwirtschaftlicher freie
Koordination Wohlfahrtsstaat Marktwirtschaft

(3) (4)
Institutioneile korporatistische soziale
Koordination Marktwirtschaft Marktwirtschaft
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Im System des »marktwirtschaftlichen Wohlfahrtsstaates« 
(Feld 1) zielt staatliche Politik auf die Minderung des Arbeitskräfte­
angebots durch Bereitstellung individueller Optionen außerhalb 
oder am Rande des Arbeitsmarktes. Dies geschieht durch Versorgung 
nicht integrierter (jedoch erwerbsfähiger) Personen mit direkten oder 
indirekten Ersatzeinkommen aus dem öffentlichen Transfer- oder 
Versicherungssystem; oder die Arbeitslosigkeit wird erträglich ge­
macht durch generöse Lohnersatzleistungen -  bis hin zur permanen­
ten Arbeitslosenhilfe und/oder mehrjährigen Zahlung von Arbeits­
losengeld für ältere Arbeitslose. Institutioneile Marktbeschränkun­
gen werden dereguliert oder sind -  wie etwa existierende Kündi­
gungsschutzgesetze oder Gebote zur Einstellung benachteiligter Per­
sonengruppen -  weitgehend wirkungslos aufgrund der wohlfahrts­
staatlich angebotenen Alternativen (Sozialpläne, Berufs- und Er­
werbsunfähigkeitsrenten, flexible Altersgrenze und Vorruhestands­
renten etc.). Im übrigen entspricht ein Großteil der Vorschläge zu 
einem erwerbsunabhängigen Grundeinkommen (Opielka/Vobruba 
1986) diesem Typus individueller Koordination mit wohlfahrtstaat­
lichem Netz.

Die Strategie des marktwirtschaftlichen Wohlfahrtsstaates -  we­
sentliche Elemente davon finden sich ausgeprägt in der Bundesrepu­
blik Deutschland, Frankreich und in den Niederlanden -  ist zumin­
dest aus zwei Gründen problematisch: Sie trägt zur dauerhaften Aus­
grenzung bestimmter Personengruppen und damit zur Bildung einer 
Zweidrittel- oder Dreiviertelgesellschaft bei. Volkswirtschaftlich 
bleiben darüber hinaus Produktionspotentiale unausgeschöpft; die 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen wirken nicht nur als negative An­
reize zur Erwerbsbeteiligung -  bis hin zur Armutsfalle - , sondern 
auch als Anreize zu arbeitsmarktpolitischer Abstinenz. In anderen 
Worten: In diesem Modell wird die politische Verantwortung für Ar­
beitsmarktpolitik nach dem Motto »den letzten beißen die Hunde« 
tendenziell auf die Sozialpolitik abgeschoben.

Im System der »freien Marktwirtschaft« (Feld 2) kommt die reine 
Philosophie des »Arbeits-Marktes« zum Zuge. Folgende Zitate 
charakterisieren die arbeitsmarktpolitische Strategie in Kürze: 
»Mehr und sichere Arbeitsplätze können nur durch weniger und 
nicht durch mehr arbeitsrechtliche Schutzvorschriften geschaffen 
werden.« (Engels u.a. 1986: S. 3) »Für Arbeit gilt nichts anderes als 
für Bananen...: Wenn der Preis steigt, dann geht die Nachfrage 
zurück... Es gibt immer einen Lohnsatz oder einen Fächer von 
Lohnsätzen, zu denen Vollbeschäftigung hergestellt wird. Wenn 
Arbeitslosigkeit entsteht, dann sind immer die Arbeitskosten zu 
hoch.« (Engels 1985: S. 35).

-  80 -



Die Strategie der freien Marktwirtschaft läuft darauf hinaus, den 
Anpassungsdruck auf die individuellen Arbeitskräfte durch Deregu­
lierung aller Art -  mit Ausnahme wohl der Eigentumsrechte -  zu er­
höhen, indem institutioneile Beschränkungen des Arbeitsmarktes so­
weit wie möglich beseitigt werden. Insbesondere sollen kollektive 
und egalisierende Lohnverträge »geöffnet« werden, um Arbeitslose 
zu einem niedrigeren Lohnsatz wieder konkurrenzfähig zu machen. 
Diese Strategie wirkt integrativ in dem Sinne, daß das nichtexistente 
oder lückenhafte »soziale Netz« die Individuen zum Mitspielen auf 
dem Markt der Arbeit zwingt, und sei es zu Preisen (Löhnen) unter­
halb des sozial als würdig definierten Existenzminimums. So arbeitet 
z. B. ein erheblicher Teil von Vollzeiterwerbstätigen -  die »working 
poor« -  in den USA zu Löhnen, die unterhalb der Armutsschwelle 
liegen. Die im internationalen Vergleich niedrigen Wachstumsraten 
der Produktivität, die im Vergleich zu 1973 stagnierenden durch­
schnittlichen Reallöhne und wachsende Einkommensungleichheit 
sprechen nicht für das Modell USA (Loveman, Tilly 1988; Hamrin 
1988).

Die Strategie des ungehinderten Wettbewerbs auf dem Arbeits­
markt ist aber nicht nur aus sozialen, sondern auch aus wirtschafts­
theoretischen Gründen fragwürdig. Ungehinderte Lohnkonkurrenz 
kann durch sich selbst verstärkende Interaktionsketten (positive 
Rückkopplung) zum Zusammenbruch der Wirtschaftsaktivität -  wie 
in der großen Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre -  führen (Spahn/ 
Vobruba 1986). Auch aus moderner betriebswirtschaftlicher und ar­
beitsmarkttheoretischer Sicht (Transaktionskosten- und Effizienz­
lohntheorie) ist kurzfristige Lohnflexibilität nicht effizient; beide Ta­
rifparteien in der Bundesrepublik -  also auch die Interessenvertre­
tung der Arbeitgeber -  lehnen dementsprechend die von der Deregu­
lierungskommission in Erwägung gezogenen »Öffnungsklauseln« ab 
(u.a. Bellmann/Buttler 1989).

Das System der »korporatistischen Marktwirtschaft« (Feld 3) 
zeichnet sich durch eine »Produktivitätskoalition« zwischen Ge­
werkschaften und Arbeitgebern und/oder durch eine merkantilisti- 
sche Modemisierungsstrategie aus. Die Akzeptanz technologischen 
Wandels und entsprechende (interne) Flexibilität der qualifizierten 
betrieblichen Stammbelegschaften wird durch relativ hohe (Effi- 
zienz-)Löhne und Beschäftigungssicherheit erkauft. Rationalisie­
rungsstrategien, Spezialisierung und Konzentration von Produktion 
und Distribution werden durch flexible Arbeitsorganisation und se­
lektive Weiterbildung der hochqualifizierten Arbeitskräfte ermög­
licht; Flexibilitätspuffer werden durch Vergrößerung der betriebli­
chen Randbelegschaft, befristete Arbeitsverträge, Auslagerung des
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fluktuierenden Bedarfs an Vor- und Halbfertigprodukten geschaffen. 
Der Staat unterstützt durch selektive Strukturpolitik die exportinten­
sive High-Tech-Industrie, flankiert durch eine geldpolitische Strate­
gie der Unterbewertung. Aktive Arbeitsmarktpolitik konzentriert 
sich dementsprechend -  nolens, volens -  auf die »Rationalisierungs­
gewinner oder -dulder«, während die »Rationalisierungsverlierer« 
(leistungsgeminderte und gering qualifizierte Arbeitskräfte) vernach­
lässigt werden.

Die Strategie korporatistischer Marktwirtschaft -  wesentliche 
Züge finden sich wiederum in der Bundesrepublik, aber auch in Ja­
pan -  führt zum Export von Arbeitslosigkeit (bei unserem derzeitigen 
Leistungsbilanzüberschuß schätzungsweise 1 Million) und/oder zu 
einer dauerhaften Segmentierung des Arbeitsmarktes in einen (kor- 
poratistischen) Block der integrierten Gruppe (»Insider«) und eine 
Vielzahl von Randgruppen (»Outsider«) mit hohem Arbeitslosig­
keitsrisiko und geringen Wiedereingliederungschancen.

Das System der integrierten »sozialen Marktwirtschaft« (Feld 4) 
zeichnet sich ebenfalls durch ein hohes Maß an institutioneller Ko­
operation zwischen >Arbeit, Kapital und Staat< aus. Die Struktur die­
ser Kooperation -  die ich als »institutionell koordinierte Flexibili­
tät« charakterisieren möchte -  ist jedoch anders geartet als im Mo­
dell korporatistischer Marktwirtschaft. Staatliche Politik zielt hier 
auf die Bereitstellung individueller Flexibilitätsspielräume innerhalb 
des Arbeitsmarktes, d. h. auf die Schaffung zivilisierter Flexibilitäts­
puffer, in denen die divergierenden wirtschaftlichen und sozialen In­
teressen (also der Produktions- und Reproduktionssphäre) zwar 
nicht zur (unmöglichen) Harmonie, aber zu einem Modus vivendi ge­
bracht werden. Der Staat schafft dabei eher gesetzliche Rahmenbe­
dingungen flexibler Kooperation, als daß er direkt in das Wirt­
schaftsgeschehen eingreift. Die Staatsintervention ist also universali­
stisch und nicht selektiv orientiert.

Zu den Rahmenbedingungen universalistischer Staatsintervention 
gehört einmal die Politik der Kompetenzerweiterung wirtschaftlicher 
Akteure, da eine funktionierende wettbewerbliche Marktwirtschaft 
autonome, gleich mächtige und starke Handlungssubjekte voraus­
setzt. Die Lohnpolitik ist in den Händen staatlich anerkannter und 
umfassend organisierter Tarifverbände; diese vereinbaren moderate 
Lohnzuwächse und eine vergleichsweise egalisierende Lohnstruktur, 
die jedoch binnen- wie zwischensektoral (durch räumlich-sektoral 
begrenzte und zeitlich kurz befristete Tarifverträge) ausreichende 
Flexibilität ermöglichen. Auch in der beruflichen Bildung gibt es eine 
Partnerschaft zwischen >Arbeit, Kapital und Staat<, die für hohe und 
allgemeingültige Qualitätskriterien sorgt. Zu diesen Rahmenbedin-
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gungen zählen aber auch die Bereitstellung öffentlicher Infrastruk­
tur, der Ausbau der sozialen Sicherheit und der humanen Dienstlei­
stungen, die nicht marktfähig sind. Schließlich gehört zur Strategie 
der integrierten Sozialen Marktwirtschaft die -  durch Gesetze oder 
steuerliche Anreize zu schaffende -  Internalisierung negativer exter­
ner Effekte.

Auf die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik bezogen, zielt die 
Strategie institutionell koordinierter Flexibilität auf die Integration 
aller erwerbsfähigen Personen in den Arbeitsmarkt entsprechend ih­
rer individuellen Erwerbswünsche. In diesem Sinne ist der Zielkata­
log der Paragraphen 1 und 2 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zu le­
sen, der sich in drei Punkten zusammenfassen läßt. Die Maßnahmen 
der mit den Arbeitgebern und Gewerkschaften zu koordinierenden 
staatlichen Arbeitsmarktpolitik »haben insbesondere... beizutra­
gen« :
-  zu einem hohen Beschäftigungsstand und zur Vermeidung von Ar­

beitslosigkeit bzw. eines Mangels an Arbeitskräften (beschäfti­
gungspolitisches Ziel),

-  zur Verbesserung oder Aufrechterhaltung der Funktionsweise des 
Arbeitsmarktes durch Förderung der beruflichen Mobilität, zum 
Ausgleich sektoraler und regionaler Ungleichgewichte, zur Ver­
meidung unterwertiger Beschäftigung und zur Sicherung rechtmä­
ßiger Vertragspraktiken (strukturpolitisches Ziel).

-  zur sozialen Sicherung der vom Strukturwandel Betroffenen und 
zur beruflichen Eingliederung von (auf dem Arbeitsmarkt) be­
nachteiligten Personengruppen wie Behinderte, Frauen und Ältere 
(sozialpolitisches Ziel).

Versuchen wir nun, die bisherige staatliche Arbeitsbeschaffungs- und 
-förderungspolitik im Lichte dieser drei Zielsetzungen zu bewerten. 
Ich konzentriere mich dabei -  dem Thema meines Referates entspre­
chend -  auf das im AFG formulierte und von der Bundesanstalt für 
Arbeit implementierte Instrumentarium.

3. Die Arbeitsmarktpolitik ist besser als ihr Ruf -  ihr Ruf könnte noch 
besser werden

3.1 Je höher die Arbeitslosigkeit, desto niedriger die beschäftigungspo­
litische Leistungsfähigkeit einer beitragsfinanzierten Arbeitsmarkt­
politik

Es bedarf keiner großen Anstrengung zu beweisen, daß das beschäfti­
gungspolitische Ziel in den beiden Jahrzehnten der Existenz des 
AFG gewaltig verfehlt wurde. Im Jahre der Verabschiedung des
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AFG, also 1969, steckte die Bundesregierung in ihrem Jahreswirt­
schaftsbericht das Vollbeschäftigungsziel auf die Marke von 0,8 Pro­
zent Arbeitslosigkeit. Tatsächlich betrug die durchschnittliche Ar­
beitslosenquote (registrierte Arbeitslose in Prozent der abhängigen 
Erwerbspersonen) in den letzten 20 Jahren 5,2 (Männer: 4,5; Frauen: 
6,1) Prozent, in den letzten 10 Jahren sogar 7,5 (Männer: 6,7; Frauen: 
8,8) Prozent.

Das Ende des Arbeitskräftemangels -  ursprünglich das vordringli­
che Problem der Arbeitsmarktpolitik -  wurde mit dem Stopp der Zu­
wanderung aus Nicht-EG-Ländern im November 1973 angekündigt. 
Dennoch gab es trotz nachfolgend hoher Arbeitslosigkeit auf Bun­
desebene immer wieder regional oder sektoralspezifische Mängel an 
bestimmten, meist speziell qualifizierten Arbeitskräften. Die derzei­
tig hohe Aufnahmefähigkeit des bundesdeutschen Arbeitsmarktes 
trotz einer Arbeitslosenzahl in Höhe von fast zwei Millionen für be­
stimmte qualifizierte Aussiedler oder Übersiedler ist ein beredtes 
Zeugnis dafür.

Freilich -  zur Bewertung gehören richtige Maßstäbe. Vergessen 
wir -  ohne uns allerdings zu weit davon zu entfernen -  die 0,8-Pro- 
zent-Zielmarke für Vollbeschäftigung, erinnern uns aber der Prämis­
sen des AFG. Die Gründer(innen) des AFG gingen von einer klaren 
Arbeitsteilung aus: Stabilitätsgesetz (1967) und konzertierte Aktion 
sorgen durch Konjunktur-, Finanz-, Geld- und Lohnpolitik für stabi­
les Wachstum und hohes Beschäftigungsniveau; Arbeitsmarktpolitik 
federt Mobilitäts-Arbeitslosigkeit durch eine generöse soziale Siche­
rung ab (noch im Januar 1975 wurden die Lohnersatz- und Unter­
haltsleistungen verbessert!) und flankiert den Strukturwandel insbe­
sondere durch eine vorausschauende Förderung beruflicher Bildung 
und Weiterbildung. Die Beschäftigten sollten nicht zu lange in den 
schrumpfenden Wirtschaftszweigen bleiben und schneller den Weg 
in die Wachstumsbranchen finden. Wachstumsfördernde Beschäfti­
gungsstruktur und Verhütung struktureller Arbeitslosigkeit wurden 
als die Hauptaufgaben der Arbeitsmarktpolitik angesehen (Lampert 
1989: S. 175).

Auch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) erhielten durch 
Lockerung der Bewilligungsvoraussetzungen stärkeres Gewicht als 
früher, blieben jedoch im Geiste der AFG-Verfassung sekundär. Die 
sozialpolitische Zielsetzung stand im Vordergrund: Nicht die Schaf­
fung neuer, zukunftsträchtiger Arbeitsplätze wurde mit dieser Maß­
nahme intendiert, sondern eine Brückenfunktion für den Erwerb von 
Leistungsansprüchen sozialer Sicherung und ein zeitlich befristeter 
Ersatzarbeitsmarkt für Arbeitnehmer, die nicht mehr so beweglich 
sind, neue Qualifikationen zu erwerben.
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Nach diesem arbeitsteiligen Konzept kann staatliche Arbeitsbe- 
schaffungs- und -förderungspolitik nur mäßige direkte Beschäfti- 
gungs- bzw. Entlastungseffekte für den Arbeitsmarkt haben. In die­
sem Lichte betrachtet, kann die bundesdeutsche Arbeitsmarktpolitik 
einen beachtlichen Erfolg aufweisen: In den 70er Jahren wurde der 
Arbeitsmarkt um durchschnittlich 150000 (ca. 17% der potentiellen 
Arbeitslosen), in den 80er Jahren (mit steigender Tendenz) um durch­
schnittlich 300000 (ca. 14% der potentiellen Arbeitslosen) Arbeitneh­
mer entlastet, die sonst arbeitslos gewesen wären. Im Jahre 1988 wäre 
die Zahl der registrierten Arbeitslosen ohne aktive Arbeitsmarktpoli­
tik um ca. 420000 höher gewesen; 35% der Entlastungswirkung ent­
fallen dabei auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 43% auf Vollzeit­
maßnahmen der beruflichen Weiterbildung (vgl. Tabelle 3). Die indi-

Tabelle 3: Arbeitslose und Entlastungswirkung* der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik (in 1000)
(* durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
bewirkte Verringerung der Zahl registrierter Arbeitsloser)

1 2 3 4 5 6 7

Arbeits­
lose

ABM FuU Kug Vog 2 (2 - 5 ) 6in%
(1 + 6 )

1973 273 3 68 11 __ 82 23
1974 582 6 79 48 — 133 19
1975 1074 30 93 147 — 270 20
1976 1060 58 76 63 — 197 16
1977 1030 61 54 36 — 151 13
1978 993 77 52 33 — 162 14
1979 876 75 60 19 — 154 15
1980 889 59 74 30 — 162 15
1981 1272 55 92 72 — 219 15
1982 1833 40 103 141 — 284 13
1983 2258 60 105 151 — 316 12
1984 2266 95 118 92 — 305 12
1985 2304 116 124 63 12 315 12
1986 2228 129 143 53 30 355 14
1987 2229 146 172 68 40 426 16
1988 2242 146 181 49 46 422 16

Quelle: Lantpert 1989, Schmid 1987b, Reissert 1990, 
ANBA und MittAB (mehrere Jahrgänge)

ABM =  Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
FuU = Fortbildung und Umschulung 
Kug — Kurzarbeitergeld 
Vog =  Vonruhestandsgeld
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rekten Beschäftigungseffekte -  durch Akzeptanz des Strukturwan­
dels, vorbeugende Beseitigung qualifikationsbedingter Wachstums­
engpässe, Arbeitsvermittlung, Arbeits- und Berufsberatung etc. -  
sind nicht meßbar, sollten aber auch nicht unerwähnt bleiben.

Mit dieser Feststellung können wir uns jedoch nicht zufriedenge­
ben. Erstens hätte -  selbst unter den gegebenen Prämissen -  die be­
schäftigungspolitische Leistungsfähigkeit der Arbeitsmarktpolitik 
bei intelligenteren Organisationsstrukturen größer sein können; 
zweitens sind die Prämissen der Arbeitsteilung zwischen globaler Be­
schäftigungspolitik und selektiver Arbeitsmarktpolitik selbst in 
Frage zu stellen.

In der Bundesrepublik werden »aktive« (Fortbildung und Um­
schulung, ABM, Förderung der Arbeitsaufnahme, Arbeitsvermitt­
lung etc.) wie »passive« Arbeitsmarktpolitik (Arbeitslosengeld, -hilfe 
etc.) fast ausschließlich aus Beiträgen an die Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) finanziert. Die Bundesanstalt ist sowohl für Planung, Organisa­
tion und Durchführung der aktiven Arbeitsmarktpolitik als auch für 
die zügige Abwicklung der Lohnersatzleistungen zuständig. Mit stei­
gender Arbeitslosigkeit -  welche die BA im Falle schockartiger exter­
ner Einflüsse (z. B. Ölpreisanstieg, übermäßige Lohnsteigerungen, 
technologische Innovationsschübe, demographische und/oder 
emanzipatorische Arbeitsangebot-Wellen) nicht kontrollieren kann -  
geraten Finanzierung und Implementierung aktiver Arbeitsmarktpo­
litik in Konkurrenz zur faktisch prioritären Finanzierung und Imple­
mentierung der sozialen Sicherung von Arbeitslosen. Je höher die Ar­
beitslosigkeit, desto geringer die beschäftigungspolitische Leistungs­
fähigkeit der Bundesanstalt für Arbeit.

Das Auskonkurrieren der aktiven Arbeitsmarktpolitik führt wie­
derum zur Zerstörung eingespielter Netzwerke zwischen Arbeitsver­
waltung, Betrieben, Kommunen, lokalen Vertretern von Gewerk­
schaften und Arbeitgebern und Trägerorganisationen für ABM oder 
berufliche Weiterbildung. Stop-and-go-Politik mindert so die Effi­
zienz. Die Effizienzminderung schadet wiederum dem Image der BA 
als moderne Service-Organisation -  kurz, es entsteht ein »Teufels­
kreis« (vicious circle) anstelle eines »Engelskreises« (virtuous circle).

Eine intelligentere Organisierung der Arbeitsmarktpolitik (u.a. 
Mertens 1981; Bosch 1986; Schmid 1986; Schmid, Reissert, Bruche 
1987; Lampert 1989) -  auf einige Punkte komme ich noch zu spre­
chen -  könnte die beschäftigungspolitische Potenz der Arbeitsmarkt­
politik selbst unter den gegebenen Prämissen verbessern. Selbst bei 
konservativer Schätzung könnte das beschäftigungspolitische Poten­
tial von ABM innerhalb von fünf Jahren auf 50% erhöht werden (Sel­
lin, Spitznagel 1988: 492). Voraussetzung für eine beschäftigungspo­
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litisch effektive Ausweitung von ABM sind dabei allerdings die Ste­
tigkeit und innovative Gestaltung dieses Instruments. Stetigkeit, um 
Trägererwartungen zu stabilisieren und längerfristige Planungen von 
unten zu ermöglichen, innovative Gestaltung, um Frustrationen teil­
nehmender Arbeitsloser zu vermeiden. Innovative ABM erfordern 
u. a. größere personelle Ressourcen der Arbeitsverwaltung, um indi­
viduelle Beratung und Förderung der Trägerschaft zu ermöglichen. 
Bisher sind die Träger im Prozeß der Implementation weitgehend auf 
sich allein gestellt. Sie können -  wie jüngst wieder eine in Prozeßde­
tails gehende Fallstudie zeigte (Huebner u.a. 1990) -  bei der Ideen­
findung, Planung, Antragstellung und Durchführung nur sporadisch 
und in Ausnahmefällen mit der Hilfe der Arbeitsverwaltung rechnen. 
So ist es kein Wunder, daß sich die großen etablierten Träger, dem 
organisatorischen Trägheitsprinzip folgend, auf ihre Routine verlas­
sen, d. h. sich meist um eine Komplettierung des Dienstleistungsan­
gebots im Rahmen ihrer traditionellen Aufgabenerfüllung bemühen. 
Kleine Träger mit großem Innovationspotential werden -  mangels 
Routine -  oft abgeschreckt, am ABM-Geschehen teilzunehmen.

Der weit höhere Aktivitätsgrad der schwedischen Arbeitsmarktpo­
litik mit entsprechend höheren Entlastungseffekten (Schmid 1989) 
kann in etwa als quantitativer Maßstab für immanente Verbesse­
rungsmöglichkeiten des klassischen Konzepts aktiver Arbeitsmarkt­
politik gelten. Das Geheimnis der schwedischen Arbeitsmarktpolitik 
ist dabei allerdings weniger das Ausgabenniveau, sondern die Konti­
nuität aktiver Arbeitsmarktpolitik in Verbindung mit der eingespiel­
ten Interaktion -  also einem funktionierenden Netzwerk -  zwischen 
Betrieben, Gewerkschaften, Kommunen, Ausbildungs- und Rehabi­
litationszentren, in der die in Schweden personalintensive Arbeits­
verwaltung eine zentrale Initiativ- und Gestaltungsfunktion über­
nimmt.

Die Prämissen der Arbeitsteilung zwischen Globalsteuerung und 
vorausschauender Arbeitsmarktpolitik haben sich zum Teil als ver­
fehlt erwiesen, zum Teil entsprechen sie nicht mehr den neuen Rah­
menbedingungen. Einerseits hat die Internationalisierung und Flexi­
bilisierung von Finanzmärkten die faktische Souveränität der natio­
nalen globalsteuernden Institutionen (Bundesbank, Bundesregie­
rung) eingeschränkt (u.a. Scharpf 1987; Herr, Spahn 1989); anderer­
seits hat sich die planerische Vorausschau zur Abstimmung von Bil- 
dungs- und Beschäftigungssystem als utopisch erwiesen (u. a. Lam- 
pert 1989; dort mit weiteren Literaturhinweisen S. 183, Fußnote 45). 
Das Zusammenspiel zwischen Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Sozial- 
und Bildungspolitik muß konzeptionell neu durchdacht werden. Die 
Arbeitsmarktpolitik wird in diesem Zusammenspiel und über den
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Rahmen des AFG hinaus größere Verantwortung übernehmen müs­
sen. Dazu später mehr.

3.2 Widersprüchliche Organisationsprinzipien und Anreizstrukturen 
hemmen den (jetzt schon beachtlichen) strukturpolitischen Erfolg 
der Arbeitsmarktpolitik

Das Herzstück strukturpolitischer Arbeitsmarktpolitik ist die aus 
(Zwangs-)Beiträgen finanzierte betriebliche Einarbeitung, berufliche 
Fortbildung und Umschulung. Das AFG hatte hierzu einen -  rück­
blickend als revolutionär zu bezeichnenden -  individuellen Rechts­
anspruch begründet, um die bisher dominierende allgemeine und im 
besonderen die akademikerlastige Bildungspolitik auszugleichen. 
Dieser fällige Akt der sozialen Symmetrie war und ist auch heute 
noch zeitgemäß und ökonomisch gerechtfertigt (Lampert 1989: 
S. 184). Leider wurde der Rechtsanspruch in jüngster Zeit de facto 
und de jure aufgeweicht, anstatt ihn weiter zu verstärken. Hohe und 
sich verfestigende Langzeitarbeitslosigkeit hat die prophylaktische 
Wirkung beruflicher Weiterbildung (Vermeidung von Arbeitslosig­
keit) zugunsten einer kurativen (Wiedereingliederung von Arbeits­
losen) verdrängt.

Dennoch ist der strukturpolitische Erfolg -  gemessen am Krite­
rium der qualifikationsgerechten Wiedereingliederung -  im großen 
und ganzen noch beeindruckend. Zunächst wird das duale Berufsbil­
dungssystem, auf dem die AFG-Weiterbildung in der Regel aufbaut, 
trotz einzelner Mängel im internationalen Vergleich als »institutio­
nelles Vermögen« eingeschätzt. Dementsprechend ist der Anteil der 
Jugendlichen an allen Arbeitslosen in der Bundesrepublik (zum Teil 
weit) geringer als in den meisten vergleichbaren Industrieländern 
(vgl. Tabelle 1). Während viele der unmittelbar konkurrierenden 
Nachbarländer -  z. B. Frankreich und Großbritannien -  erhebliche 
Mittel investieren, um überhaupt erst ein Fundament in der berufli­
chen Erstausbildung aufzubauen, kann ein Großteil der Mittel in der 
Bundesrepublik in die berufliche Erwachsenenbildung und in die 
Eingliederung von »Schwervermittelbaren« gehen (vgl. Schaubild 4). 
Darüber hinaus zeigen Analysen zum Strukturwandel, daß Informa­
tionssignale schrumpfender und wachsender Berufsgruppen rasch in 
entsprechendes Angebotverhalten (berufsgruppenspezifische Elasti­
zität) transformiert wird (Schettkat 1989), wozu auch die Berufsför­
derung nach dem AFG einen Beitrag leistet.

Die Erfolgsquote der AFG-Förderung (zwei Jahre nach Beendi­
gung einer »Vollzeitmaßnahme« wieder beschäftigt) ist für Arbeits-
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lose, die einen wachsenden Anteil der Teilnehmer in beruflicher Wei­
terbildung nach dem AFG ausmachen (heute rund drei Viertel), deut­
lich schlechter (56%) als für Teilnehmer, die vor der Maßnahme be­
schäftigt waren (81%). Und unter den Arbeitslosen sind wiederum 
diejenigen erfolgloser, die schon längere Zeit arbeitslos sind und/ 
oder in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit wohnen (Hofbauer, 
Dadzio 1987). Das ist ein deutlicher Hinweis dafür, mit beruflicher 
Arbeitsförderung nach Möglichkeit zu beginnen, bevor »das Kind in 
den Brunnen gefallen ist«, also vor akuter Arbeitslosigkeit. Das 
könnte z.B. dadurch geschehen, daß bei voraussehbaren größeren 
Entlassungen frühzeitiger (beispielsweise mit Hilfe der noch beste­
henden betrieblichen Kapazitäten und außerbetrieblichem Schu­
lungspersonal) mit Qualifizierungsmaßnahmen eingegriffen wird. 
Einzelne Betriebe (z. B. Grundig) haben im Zusammenspiel mit Ar­
beitsverwaltung, Kommunen, Betriebsräten, Gewerkschaften, Hand­
werks- und Handelskammern innovative Formen für die Alternative 
qualifizierender Beschäftigung anstelle von Entlassung oder Sozial­
plänen entwickelt, die in Zukunft als Vorbild für funktionierende 
Netzwerke dezentraler Beschäftigungspolitik dienen könnten (u.a. 
Bosch 1989).

Die Forderung betriebsnaher und prophylaktischer Berufsförde­
rung gilt im besonderen Maße für Arbeitnehmer ohne Berufsausbil­
dung. »Schule« ist für diese abschreckend, ein Trauma bisherigen 
Mißerfolges; »Bildung« mit unsicheren Beschäftigungsperspektiven 
wirkt für diese Personen demotivierend, weil Lernen als eine beson­
dere Anstrengung empfunden wird; darüber hinaus wirkt ein Unter­
haltsgeld während der Schulungsmaßnahme, das kaum oder nicht 
über der Lohnersatzleistung liegt, auch nicht gerade stimulierend. 
Die Erfahrungen zeigen, daß die Senkung des Unterhaltsgeldes im 
Jahre 1975 (Absenkung von 90% des Nettoverdienstes auf 80% für 
Personen, an deren Weiterbildung besonderes Interesse besteht, bzw. 
auf 58% für alle übrigen) das Interesse an Weiterbildung stark beein­
trächtigte. Nach Ausweitung der Möglichkeiten für die Zahlung von 
80% Unterhaltsgeld im Jahre 1979 nahm das Interesse wieder zu 
(Lampert 1989: S. 184). Die Institutionalisierung eines Rechtes auf 
Weiterbildung bei vollem Lohnausgleich -  die Ausgestaltung muß 
unter Einbeziehung tarifvertraglicher Möglichkeiten der Flexibili­
sierung erfolgen -  erscheint in diesem Lichte als eine der großen 
innovativen Zukunftsaufgaben. Ein solches Recht entspräche dem 
Prinzip universeller Regelung im Sinne der Philosophie integrierter 
Sozialer Marktwirtschaft.

Auch auf betrieblicher Ebene werden neue institutioneile Anreiz­
strukturen zur Verbreiterung einer partnerschaftlich kontrollierten
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Weiterbildung zu schaffen sein. Dabei wird insbesondere für Klein- 
und Mittelbetriebe eine staatlich gestützte Infrastruktur zu schaffen 
sein, die auch diesen Betrieben eine mittel- bis langfristige Personal­
strategie ermöglicht. In diesem Sinne ist z. B. der jüngst in Frankreich 
eingeführte Diagnose- und Beratungsservice von Interesse: Klein- 
und Mittelbetriebe können solche Dienstleistungen im begrenzten 
Umfang kostenlos in Anspruch nehmen (European Industrial Rela­
tions Review, Nr. 190: S. 23-24). Die institutionelle Form solcher 
Dienstleistungen -  in Frankreich gibt es dafür eine eigens geschaf­
fene Institution, die Agence Nationale pour l’Amélioration des Con­
ditions de Travail (ANACT) -  ist den landeseigenen Gegebenheiten 
anzupassen. In der Bundesrepublik könnten solche Dienstleistungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit (bei entsprechender Erweiterung 
ihrer Kapazitäten) oder durch regionale Entwicklungszentren ange- 
boten werden, die gemeinsam von Bundesanstalt für Arbeit, Kam­
mern, Gewerkschaften und Kommunen getragen werden. Wenig­
stens die experimentelle Einrichtung solcher produktions- und be­
rufsbildungsnahen Dienstleistungszentren wäre dringend geboten.

Abgesehen von den zu verbessernden rechtlichen und finanziellen 
Anreizstrukturen wirkt auch das Finanzierungssystem der AFG-Be- 
rufsförderung als Schranke offensiver überbetrieblicher Weiterbil­
dungspolitik. Dies wird zum Beispiel deutlich in der regionalen Ver­
teilung der für Berufsförderung aufgewendeten Mittel der Bundesan­
stalt für Arbeit: Regionen mit geringer Arbeitslosigkeit profitieren 
mehr als Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit (vgl. Tabelle 4 und 
Reissert 1988). Dieses paradoxe Ergebnis resultiert u.a. aus der Bin­
dung des Rechtsanspruchs auf Förderung beruflicher Weiterbildung 
an längere Beitragsleistungen, die von Randgruppen des Arbeits­
marktes (z. B. Jugendliche und Frauen) nicht erfüllt oder durch Lei­
stungsinanspruchnahme (z.B. bei Langzeitarbeitslosigkeit) schon 
erschöpft wurden. Darüber hinaus folgt dieses Resultat aus der 
Überforderung der Personalkapazitäten der Bundesanstalt, die mit 
steigender Arbeitslosigkeit Personalressourcen für Arbeitslosengeld­
leistungen und damit verbundener Kontrollen abzweigen müssen. 
Programmbudgets -  wie beispielsweise in Österreich und Schwe­
den - , in denen die Verwaltungskosten sowohl proportional an die 
Höhe der Programmausgaben gebunden sind als auch aus Steuer­
mitteln finanziert werden, könnten aus dieser Implementationsfalle 
helfen.
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3.3 Je höher und länger andauernd die Arbeitslosigkeit, desto geringer 
die sozialpolitische -  d. h. Nachteile ausgleichende und sozial si­
chernde -  Wirkung staatlicher Arbeitsmarktpolitik; beitragsfinan­
zierte Systeme tendieren dabei besonders zur Segmentierung des 
Arbeitsmarktes

Im Zusammenhang mit der sozialpolitischen Bewertung sind vor al­
lem folgende Fragen an die Arbeitsmarktpolitik zu stellen: Sind die 
Arbeitslosen einkommensmäßig ausreichend gesichert? Inwieweit 
trägt die aktive Arbeitsmarktpolitik zur Vorbeugung bzw. zur Kom­
pensation von Benachteiligungen bei? Ist das Ziel der Integration 
(erwerbswilliger und erwerbsfähiger) Personen erreicht? Beginnen 
wir mit dem letzten Kriterium:

(1) Die Eingliederung Behinderter machte zwar in den 70er Jahren 
Fortschritte, stagniert jedoch oder geht zurück, seit die Arbeitslosig­
keit das Niveau von zwei Millionen erreicht hat. Quotenregelung und 
besonderer Kündigungsschutz in der Bundesrepublik sind dabei eher 
wirksam für den Arbeitsplatzerhalt als für die Integration von Behin­
derten (Semlinger, Schmid 1985). Lohnsubventionen -  darauf 
komme ich noch einmal zurück -  sind begrenzt und nur im Zusam­
menhang mit anderen Maßnahmen wirksam zur (W iedereingliede­
rung.

Die Eingliederung von Frauen -  gemessen an der Quote der Er­
werbsbeteiligung -  liegt weit hinter dem internationalen Standard: 
Während beispielsweise die Erwerbsquote der verheirateten Frauen 
in Schweden von 50,5 (1965) auf 67,1 (1985) Prozent kletterte, stieg 
sie in der Bundesrepublik von nur 35,8 auf 43,2 (vgl. Tabelle 5). Die 
Möglichkeiten der Arbeitsmarktpolitik zur Eingliederung erwerbs­
williger Frauen sind jedoch sehr begrenzt. Mit der zunehmenden 
Konzentration der ABM auf Soziale Dienste wurde sicherlich ein ge­
wisser Effekt erzielt -  freilich auf Kosten einer weiteren Segregation 
der Frauen in »frauenspezifische« Berufe. ABM als Instrument zur 
Entdeckung neuer Bedarfsbereiche im Bereich öffentlich erbrachter 
oder finanzierter sozialer Dienstleistungen setzt eine enge Koopera­
tion mit staatlicher Personal- und Investitionspolitik -  also auch den 
politischen Willen und die Fähigkeit zur Schaffung von mehr 
(Dauer-)Arbeitsplätzen voraus. Internationale Vergleiche legen im 
Bereich der Humandienstleistungen (Gesundheit, Soziale Dienste, 
Bildung) ein beschäftigungspolitisches Defizit in der Bundesrepublik 
nahe: Während Anfang der 80er Jahre in Großbritannien 15, in den 
USA ca. 18, in Schweden sogar ca. 26 Prozent aller Beschäftigten im 
»Humanbereich« tätig waren, waren es in der Bundesrepublik nur 11 
Prozent (Rein 1985; Krupp 1986: S. 238). Regelungen der bundes-
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deutschen Arbeitslosenversicherung, insbesondere das Fehlen eines 
Teilarbeitshrsengeldes. (z. B. in Schweden existent) oder eines Teilun- 
ferhaltsgeldes (erst jüngst, aber noch mit Einschränkungen im AFG 
berücksichtigt) wirken ebenfalls nicht unterstützend für eine flexible 
Integration von Frauen (oder auch Männern!) in den Arbeitsmarkt.

Bei den Älteren ist eher von einer systematischen Desintegration 
als von Integration zu sprechen. Dieser Trend zeigt sich zwar auch in 
anderen OECD-Ländern, in der Bundesrepublik ist er jedoch -  ne­
ben Frankreich, Österreich und den Niederlanden -  besonders aus­
geprägt. So fiel beispielsweise in der Bundesrepublik die Erwerbs­
quote der Männer im Alter von 55-64 von 84,6 (1965) auf 56,5 (1988) 
Prozent, während sie in Schweden nur von 88,3 (1965) auf 74,9 (1988) 
Prozent fiel (vgl. Tabelle 5). Die »passive« Arbeitsmarktpolitik hat 
die Ausgliederung von älteren Erwerbspersonen stark begünstigt 
(z. B. durch die »59er-Regelung«, seit 1984 durch das Vorruhestands­
geld), während die »aktive« Arbeitsmarktpolitik beispielsweise mit 
ABM und Lohnsubventionen nur ganz bescheidene (Wieder-)Ein- 
gliederungserfolge erzielte.

Quantitative Vergleiche des Integrationsgrades sind an sich noch 
kein geeigneter Maßstab. Ein hohes Integrationsniveau kann mit 
Einbußen in der Qualität der Arbeitsplätze und der Produktivität er­
kauft werden (typisch beispielsweise für sozialistisch-kommunisti­
sche Länder); hohe Erwerbsbeteiligung muß auch mit der Alterna­
tive auskömmlicher Transferzahlungen in Kombination mit nicht­
marktlicher Eigenarbeit gegenübergestellt werden. Es ist also an sich 
gar nicht erstrebenswert, beispielsweise die niedrigen Erwerbsquoten 
der Frauen an die hohen Erwerbsquoten der Männer anzugleichen -  
auch die umgekehrte Strategie könnte wirtschafts- wie sozialpolitisch 
sinnvoll sein. Es ist auch eine Frage der kulturellen Einstellung, ob 
ein hoher ökonomischer Lebensstandard mit wenigen hochleistungs­
fähigen (aber kulturell verarmten, sozial isolierten und chronisch er­
schöpften) oder mit vielen weniger leistungsfähigen (aber kulturell 
engagierten, sozial kommunizierenden und lebenslustigen) Arbeits­
kräften erzielt wird.

Solche Fragen können hier nicht ausdiskutiert werden. Viele An­
zeichen deuten jedoch darauf hin, daß die Bundesrepublik in den 
letzten beiden Jahrzehnten eher dem Modell des einzelwirtschaftlich 
hochproduktiven, aber segmentierten und desintegrierten Arbeits­
marktes zustrebte. Neben den niedrigen Erwerbsquoten benachteilig­
ter Personengruppen sind auch überdurchschnittliche Arbeitslosen­
quoten eben dieser Gruppen ein Indikator dafür, daß ein höherer In­
tegrationsgrad sozial erwünscht ist. Schweden entwickelte ebenfalls 
einen einzelwirtschaftlich hochproduktiven Sektor; durch den Aus-
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bau des öffentlichen Sektors (insbesondere im Bereich der Human­
dienstleistungen) schuf Schweden einen weitgehend integrierten 
Arbeitsmarkt, der zu vergleichbaren Wohlstandsteigerungen beige­
tragen hat wie der weniger integrierte Arbeitsmarkt in der Bundes­
republik. Die hohe Integration wurde allerdings durch eine starke 
geschlechtsspezifische Segregation erkauft, und der öffentliche 
Dienstleistungsbereich steht heute unter starkem Rationalisierungs­
druck (Maier, Schmid 1990).

(2) Während das an der Erwerbsbeteiligung gemessene Integra­
tionsniveau Resultante vieler (kultureller, bildungs-, Steuer-, sozial- 
und beschäftigungspolitischer) Einflüsse ist, kann die Arbeitsmarkt­
politik i.e.S. durch Arbeitslosigkeit hervorgerufene ungleiche Bela­
stungen kompensieren, indem beispielsweise Benachteiligte im Maß­
nahmebündel bevorzugt werden. Es ist keine Frage, wie Lampert 
(1989: S. 184) bemerkt, daß die klassische Arbeitsmarktpolitik (öf­
fentliche Berufs- und Arbeitsberatung sowie die Arbeitsvermittlung) 
auch für einkommensschwache und sozial benachteiligte Personen­
gruppen einen realen Sozialtransfer darstellen und die Startchancen 
im Berufs- und Arbeitsleben verbessern.

Regulativ wie operativ gibt es auch redliche Bemühungen um eine 
bevorzugte Behandlung Benachteiligter -  etwa die Lohnsubventio­
nen für Behinderte, Ältere, Langzeitarbeitslose und andere »Schwer- 
vermittelbare«. Im Hinblick auf die Wirksamkeit von Lohnsubven­
tionen geben international vergleichende Untersuchungen ein weit­
gehend konsistentes Bild: mit steigendem Niveau der Arbeitslosig­
keit -  und entsprechend größeren Selektionsmöglichkeiten der Ar­
beitgeber -  sinkt die Kompensationswirkung von Lohnsubventionen 
(Semlinger, Schmid 1985). Darüber hinaus mindert sich die Anreiz­
wirkung von Lohnsubventionen, je stärker ihre Vergabe an sozialpo­
litische Anforderungen geknüpft wird (Scharpf 1983). Transaktions­
kosten und Effizienzlöhne sprechen ebenfalls für eine begrenzte 
Wirksamkeit von Lohnsubventionen. Wettbewerbsgesichtspunkte, 
die mit der Vollendung des EG-Binnenmarktes noch stärker als bis­
her zu Geltung gebracht werden, verhindern ebenfalls einen massive­
ren Einsatz von Lohnsubventionen zur Kompensation der Beschäfti­
gungschancen Benachteiligter. Lohnsubventions-Gutscheine für Ar­
beitslose, die selbständig einen Arbeitsplatz suchen und finden 
(Grottian/Strümpel-Plan), sind wenig wirksam und können u.U. 
stigmatisierend sein (Björklund 1989 und Burtless 1985 berichten 
über entsprechende Experimente in den USA). Demgegenüber 
könnte die Zahlung einer Prämie an Arbeitslose, die innerhalb einer 
bestimmten Zeit (etwa in drei Monaten) wieder eine Beschäftigung 
aufnehmen, ein Anreiz zu einer besonders intensiven Suche nach
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einem Arbeitsplatz sein (Björklund 1989 berichtet von einem entspre­
chenden erfolgreichen Experiment im Staate Illinois). Degressive 
Lohnersatzleistungen könnten ein funktionales Äquivalent solcher 
Prämien sein, das hieße, im Vergleich zu den heutigen konstanten 
Sätzen anfangs höhere, später niedrigere Sätze zu zahlen.

Tatsache ist auch -  mit partieller Ausnahme der Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen -  die mit steigender Arbeitslosigkeit korrespondie­
rende Selektivität aktiver Arbeitsmarktpolitik zuungunsten der be­
nachteiligten Personengruppen und Regionen. Diese Selektivität ist 
nicht nur auf die Bundesrepublik beschränkt. Sie findet sich mehr 
oder weniger in allen anderen Ländern. In einer international verglei­
chenden Studie haben wir jedoch festgestellt, daß beitragsfinanzierte 
Systeme aktiver Arbeitsmarktpolitik (und insbesondere solche, die 
an die Finanzierung des Arbeitslosengeldes gebunden sind -  dazu 
gehört die Bundesrepublik) signifikant geringere soziale Kompensa­
tionswirkungen aufweisen als aus dem allgemeinen Staatshaushalt 
(und überwiegend durch Steuern) finanzierte Arbeitsmarktpolitik. 
Das Äquivalenzprinzip -  d.h. die Abhängigkeit derJLeistungsgewäh- 
rung von vorangegangener Beitragszahlung -  schränkt die bevor­
zugte Behandlung »schlechter« Risiken in den meisten Beitragssyste­
men ein (ausführlich dazu Schmid, Reissert, Bruche 1987). Ein Ge­
genbeispiel sind die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in der Bundes­
republik, was ihre regionale Verteilung anbetrifft. Da die Teilnahme 
an diesen Maßnahmen nicht aus individuellen Rechtsansprüchen ab­
geleitet, sondern im AFG als Kann-Leistung definiert ist, sind sie 
auch problemgerechter steuerbar (Reissert 1988). Operative Begren­
zungen (z.B. Personalengpässe, Verdrängungseffekte regulärer 
marktwirtschaftlicher oder öffentlicher Beschäftigung) sind weitere 
Gründe für negative Selektionswirkungen aktiver Arbeitsmarktpoli­
tik.

(3) Die soziale Sicherung der bundesdeutschen Arbeitslosen 
nimmt im internationalen Vergleich eine Spitzenstellung ein (vgl. 
ebenfalls ausführlich dazu Schmid, Reissert, Bruche 1987); darin 
liegt mit Sicherheit ein gewichtiger Faktor für den beschäftigungspo­
litischen Quietismus hierzulande. Die Löcher im »sozialen Netz« 
werden aber größer, und die durch Arbeitslosigkeit bedingte Armut 
wächst auch in der Bundesrepublik (einschlägig dazu nach wie vor 
Balsen u.a. 1984). Waren -  um nur ein Beispiel zu nennen -  1976 
noch 74% des durchschnittlichen Bestandes an Arbeitslosen lei­
stungsberechtigt, betrug diese Zahl im Jahre 1986 nur noch 63% (neu­
erdings mit wieder leicht ansteigender Tendenz). Beitragsfinanzierte 
Versicherungsleistungen weichen dabei zunehmend den steuerfinan­
zierten Versorgungsleistungen: Von den Leistungsberechtigten bezo-
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gen 1976 noch 79% Arbeitslosengeld, 1986 nur noch 57% (1988:64%); 
entsprechend stieg das Gewicht der bedürftigkeitsgeprüften Arbeits­
losenhilfe (von 21% auf 43%). In anderen Worten: nur noch bei gut 
einem Drittel der Arbeitslosen sind die Lohneinkommen versiche­
rungsmäßig geschützt.

Die Belastung der Sozialhilfe durch nicht leistungsberechtigte Ar­
beitslose bzw. durch Arbeitslose, deren Leistungsansprüche unter 
dem Sozialhilfesatz liegen, steigt. Da die Sozialhilfe überwiegend 
durch die Gemeinden getragen wird, die Gemeinden ihrerseits aber 
Hauptträger öffentlicher Investitionen sind, wirken sich Mängel in 
der Grundsicherung der Arbeitslosen auch beschäftigungspolitisch 
negativ aus. Hotz (1987: S. 596-603) errechnete einen positiven Zu­
sammenhang von Arbeitslosenquoten und Sozialhilfeausgaben (hier: 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen) 
in den einzelnen Kreisen der Bundesrepublik von r = 0,34 (1980) 
bzw. 0,54 (1985); einen positiven Zusammenhang von Langzeitar­
beitslosenquoten und Sozialhilfeausgaben von r = 0,37 (1980) bzw. 
0,58 (1985); sowie einen negativen Zusammenhang zwischen Sozial­
hilfeausgaben und kommunalen Ausgaben für Bauinvestitionen von 
r = —0,39 (1985) bzw. —0,59 (1985)! Je höher die Sozialhilfeausga- 
beh, desto niedriger die Bauinvestitiohen; je niedriger die Bauinvesti- 
tionen, desto höher die Arbeitslosigkeit und die Sozialhilfeausgaben 
-  ein Musterbeispiel für einen katastrophalen Teufelskreis.

Dieser Teufelskreis wäre bei einer regionalisierten Arbeitslosen­
versicherung -  so in den USA -  noch schlimmer. Reissert (1988) er­
rechnet ein jährliches Umverteilungsvolumen von ca. 4 Mrd. DM, 
das von Landesarbeitsamtsbezirken mit günstiger zu solchen mit un­
günstiger Arbeitsmarktlage fließt -  ein Volumen, das erheblich grö­
ßer ist als der politisch umstrittene Finanzausgleich zwischen den 
Bundesländern. Durch die zentralisierten Einnahmen (der Bundes­
anstalt für Arbeit) und die zum großen Teil dezentralisierten Ausga­
ben ergibt sich ein nicht zu vernachlässigender regionaler Kaufkraft­
ausgleich, der sich regional wie sozialpolitisch günstig auswirkt.

Erheblich -  und hier nur anzudeuten -  sind auch die sozialen Ko­
sten anhaltend hoher und individuell langfristiger Arbeitslosigkeit 
(psychische und körperliche Gesundheit, Kriminalität) und deren 
wirtschaftliche Folgekosten (»klassisch« dazu Jahoda, Lazarsfeld, 
Zeisel 1975 (1933)); Brenner 1986 (1976); vgl. auch Klees, Weyerer 
1986).
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4. Wege aus der Arbeitslosigkeit -  Synthese

Die Ursachen der Arbeitslosigkeit sind nicht allein auf dem Arbeits­
markt zu suchen. Technologischer Wandel, Finanz- und Güter­
märkte (Arbeitsnachfrage) sowie sozialer Wandel, Bevölkerungs­
struktur und Migration (Arbeitsangebot) treiben den Arbeitsmarkt 
an. Politik gegen die Arbeitslosigkeit kann daher nicht nur an den Re­
gelgrößen des Arbeitsmarktes -  an Löhnen, Qualifikation, Mobilität 
-  ansetzen.

Viel hängt von der richtigen Interaktion zwischen Mikro- und Ma­
kropolitik, zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem, zwischen 
Struktur- und Sozialpolitik ab. Erfolgreiche staatliche Arbeitsbe- 
schaffungs- und -förderungspolitik ist nicht voraussetzungslos. Sie 
ist von »Vorleistungen« anderer gesellschaftlicher Subsysteme 
ebenso abhängig, wie sie selbst wichtige »Vorleistungen« für diese 
erbringt -  beispielsweise für eine inflationsneutrale Politik der Nach­
frageexpansion durch Beseitigung kostentreibender Qualifikations­
engpässe. Zusammenfassend sind folgende Prämissen zu nennen, un­
ter denen staatliche Arbeitsmarktpolitik eine größere Rolle als bisher 
zur Vorbeugung oder zur Beseitigung sozial unverträglicher Arbeits­
losigkeit spielen könnte:

(1) Mehr Arbeitsplätze schaffen

Es wurde die Behauptung aufgestellt, daß mit der Freigabe der 
Wechselkurse der Spielraum für eine beschäftigungsorientierte Geld- 
und Fiskalpolitik nach dem Stabilitätsgesetz nicht mehr möglich sei. 
International vergleichende Untersuchungen stellen fest, daß diese 
Behauptung pauschal nicht zutrifft (u.a. Herr, Spahn 1989; Gordon 
1988; Matzner 1990). In einer Situation, beispielsweise derzeit zutref­
fend für die Bundesrepublik, des hohen Leistungsbilanzüberschusses 
und der Geldwertstabilität, könnten fiskalpolitische Impulse zu Pro- 
duktivitäts- und Beschäftigungszuwächsen genutzt werden, ohne Lei­
stungsbilanz und Wechselkurs zu gefährden. Beschäftigungseffekte 
werden besonders deutlich ausfallen -  und davon profitieren direkt 
und indirekt auch die Langzeitarbeitslosen wenn die Innovations­
politik sich statt auf Sachkapitalförderung stärker auf investive Ar­
beitsplatzförderung konzentriert, beispielsweise auf den Bereich pro­
duktionsnaher Dienstleistungen. Aber auch im Bereich der personen­
bezogenen Humandienstleistungen hat die Bundesrepublik -  inter­
national vergleichend und durch Protestbewegungen indiziert -  er­
heblichen Nachholbedarf an der Schaffung von Arbeitsplätzen. Auf­
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schlußreich ist auch die Feststellung einer neueren ABM-Evaluie- 
rung: Nach Einschätzung der Träger könnten unter Bedarfsgesichts­
punkten 71 % der Maßnahmen fortgesetzt werden; die dauernde Fort­
führung scheitert jedoch vor allem an der Finanzlage (Sellin, Spitz­
nagel 1988: S. 487).

(2) Weniger Subventionen und mehr Mobilität

Aktive Arbeitsmarktpolitik setzt voraus, daß mehr »bewegt« wird, 
d.h. eine Strukturpolitik, die sich dem Wandel öffnet und nicht 
durch Dauersubventionen entgegenstemmt. Gemäßigte und solida­
rische Lohnpolitik einerseits, selektive Wachstumsförderung in ge­
sellschaftlich anerkannten Bedarfsbereichen (Ökologie, öffentliche 
Infrastruktur) andererseits sind Voraussetzung für beschleunigten 
Strukturwandel. Der erhöhte Mobilitätsbedarf -  überbetrieblich und 
innerbetrieblich -  kann durch eine Aktivierung der Arbeitsmarktpo­
litik unterstützt werden.

(3) Finanzierung von Arbeit statt Arbeitslosigkeit

Die Aktivierung der Arbeitsmarktpolitik setzt eine breitere finan­
zielle Grundlage voraus. Dazu liegen verschiedene Vorschläge vor, 
u.a. von Mertens (1981); Bosch (1986); Bruche, Reissert (1985); 
Schmid (1986); Schmid, Reissert, Bruche (1987); Lampert (1989); 
Mackscheidt (1989). Gemeinsamer Nenner dieser Vorschläge ist die 
Entlastung der Bundesanstalt für Arbeit von beitragsfremden Lei­
stungen (z.B. Kindergeld, Sprachkurse für Aussiedler), die finan­
zielle Beteiligung indirekter Nutznießer aktiver Arbeitsmarktpolitik 
durch einen höheren Anteil der Steuerfinanzierung oder durch eine 
gesonderte Arbeitsmarktabgabe sowie ein horizontaler wie vertikaler 
Finanzausgleich der ansonsten inkongruenten Be- und Entlastungs­
wirkungen staatlicher Arbeitsmarktpolitik.

(4) Flexibilisierung der Lohnersatzleistungen

So wie das Kurzarbeitergeld (Kug) eine innovative Flexibilisierung 
des Arbeitslosengeldes darstellt, um Ungewißheit und konjunktu­
relle Schwankungen auf der Nachfrageseite institutionell aufzufan­
gen (Kug ist eines der erfolgreichsten Instrumente deutscher Arbeits­
marktpolitik; vgl. Flechsenhar 1979; Schmid, Semlinger 1980), kön­
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nen Teilarbeitslosengeld, Teilunterhaltsgeld und andere Formen des 
Lohnersatzes für Zeiten, in denen nicht unmittelbar produziert, aber 
Gemeinnütziges geleistet wird, Ungewißheit und unterschiedliche 
soziale Lebenslagen oder biographische Lebensphasen unterstützen 
und so die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes auf der Angebotseite 
komplettieren. Degressive Lohnersatzleistungen -  bei ausreichender 
Grundsicherung -  könnten sowohl die individuellen Anreize zur Mo­
bilitäts-Arbeitslosigkeit als auch die institutioneilen Anreize zur Akti­
vierung der Arbeitsmarktpolitik verstärken.

(5) Arbeitsverwaltung modernisieren

Die personelle und operative Infrastruktur der Arbeitsberatung und 
Arbeitsvermittlung muß weiter verbessert werden -  auch dies gehört 
in das Feld »produktionsnaher« Dienstleistungen, in die sich öffent­
liche Investitionen lohnen. So legt beispielsweise die schwedische 
Arbeitsmarktbehörde in jüngster Zeit verstärktes Gewicht auf Ver- 
mittlungs- und Mobilitätsförderung, u. a. durch einen weiteren Aus­
bau des am Ort in der Arbeitsvermittlung tätigen Personals. Während 
in der Bundesrepublik Deutschland auf einen Arbeitsvermittler 370 
Arbeitslose kommen (Stand 1988), beträgt dieses Verhältnis in 
Schweden 1:28! Würde man die bundesdeutsche Arbeitslosenquote 
auf Schweden übertragen, wäre das Verhältnis von Arbeitsvermitt- 
lem zu Arbeitslosen mit 1:102 immer noch wesentlich günstiger. 
Gleichzeitig ist der technische Standard (Computerisierung) der 
schwedischen Arbeitsvermittlung und -beratung hoch entwickelt, 
und in der Arbeitsorganisation wird laufend experimentiert (Schmid 
1989: S. 82). Mit diesem Hinweis soll nicht behauptet werden, daß 
sich in der Bundesanstalt für Arbeit nichts bewegt. Die Notwendig­
keit derzeit laufender Reformbemühungen und Experimente, bei­
spielsweise der Versuch nicht zweckgebundener regionalisierter Ar­
beitsmarktbudgets (vgl. Engelen-Kefer 1986 und in diesem Band) 
soll damit unterstrichen werden.

(6) Netzwerke bilden und pflegen

Lokale Netzwerke zur Planung, Organisation und Durchführung ak­
tiver Arbeitsmarktpolitik müssen ausgebaut werden. Systematische 
Auswertungen von Erfahrungen und Anregungen dazu liegen zahl­
reich vor (u. a. Scharpf u.a. 1982; Schmid 1987a; Maier 1988; Heinelt 
1989) und sind weiterhin zu betreiben. Notwendige Voraussetzung
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für funktionierende Netzwerke ist wiederum eine kontinuierliche Ar- 
beitsbeschaffungs- und -förderungspolitik anstelle der Stop-and- go- 
Politik, die in den letzten beiden Jahrzehnten -  nicht zuletzt auf 
Grund inkongruenter Finanzierungsstrukturen -  praktiziert wurde.

(7) Recht auf Arbeit für Langzeitarbeitslose

Arbeitslosen, die schon länger als ein Jahr nach Arbeit suchen, soll­
ten soweit wie möglich im privaten Sektor durch intensive Betreu- 
ungs- und Vermittlungsleistungen (gegebenenfalls mit Hilfe länger­
fristiger und degressiver Lohnsubventionen) und im öffentlichen 
Sektor durch Ausbau insbesondere der Humandienstleistungen Ar- 
beits- oder Ausbildungsplätze (oder beides kombiniert) angeboten 
werden. Der Ausbau öffentlich geförderter, aber marktorientierter 
Betriebe für Behinderte und »Schwerstvermittelbare« ist zu überle­
gen.

Selbst wenn es gelingen würde, das Aktivitätsniveau der schwedi­
schen Arbeitsmarktpolitik zu erreichen, wäre das mittelfristig zu er­
wartende Problem der Arbeitslosigkeit nicht gelöst. Es müssen an­
dere Maßnahmen -  und hier kehren wir in der (»Möbius«-)Schleife 
zurück zu Punkt 1 -  im Rahmen der Finanz- und Geldpolitik sowie 
der Bildungs- und Sozialpolitik mit eingreifen. Aber auch die Ak­
teure der Lohn- und Arbeitszeitpolitik sind gefordert (zu letzterem 
vgl. im Überblick Maier, Schettkat 1990). Bei alldem ist der Staat al­
lein überfordert, aber ohne Staat geht auch nichts.
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